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Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant,  

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 
zusammengestellt. 

 

 STEUERRECHT 
 

Unternehmer 

SEPA kommt 

Die Abschaltung der nationalen Zahlungsverfahren zum 
1. 2. 2014 und damit der endgültige Umstieg auf die SEPA-
Verfahren rücken näher. Die Änderungen betreffen nicht 
nur den Wechsel von Kontonummer und Bankleitzahl auf 
IBAN und BIC, sondern erfordern in vielen Organisationen 
einen hohen Umstellungsaufwand. 

Auf das neue SEPA-Lastschriftverfahren müssen sich Un-
ternehmen jetzt vorbereiten. Es gibt grds. keine Über-
gangsfrist. Ausnahme: der Einzelhandel kann das Elektro-
nische Lastschriftverfahren bis zum 1. 2. 2016 weiter nut-
zen. 
Um als Zahlungsempfänger Lastschriften auf Basis der 
SEPA-Lastschriftverfahren nutzen zu können, benötigen 
Unternehmen eine Gläubiger-Identifikationsnummer, die sie 
im Internet bei der Deutschen Bundesbank beantragen 
können (unter www.glaeubiger-id.bundesbank.de). Die 
Bundesbank empfiehlt, diesen Prozess möglichst bis Ende 
Oktober 2013 abzuschließen. Die Gläubiger-
Identifikationsnummer ist eine kontounabhängige und ein-
deutige Kennung, die den Zahlungsempfänger als Last-
schrift-Einreicher zusätzlich identifiziert. 
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Für Unternehmen gibt es zwei Lastschriftverfahren: 

n Die SEPA-Basislastschrift steht allen offen. Eine 
SEPA-Basislastschrift kann – wie eine Einzugser-
mächtigung – innerhalb von acht Wochen nach Be-
lastung zurückgegeben werden. 

n Die SEPA-Firmenlastschrift ist ausschließlich im 
Verkehr mit Unternehmen möglich. Sie ähnelt den 
heutigen Abbuchungsauftragsverfahren. Es besteht 
keine Möglichkeit zur Rückgabe. 

Die rechtliche Legitimation für den Einzug von SEPA-
Lastschriften sind die SEPA-Mandate. Diese umfassen 
sowohl die Zustimmung des Zahlers zum Einzug der Zah-
lung per SEPA-Lastschrift an den Zahlungsempfänger als 
auch den Auftrag an die eigene Bank zwecks Einlösung 
und Kontobelastung der Zahlung. Die verbindlichen Man-
datstexte für die SEPA-Mandate (SEPA-Lastschriftmandat 
und SEPA-Firmenlastschriftmandat) erhalten Sie u. a. bei 
Ihrem kontoführenden Institut. 

Hinweis: Sofern Sie sich bisher noch nicht mit dem Thema 
auseinandergesetzt haben sollten, wird es höchste Zeit: die 
Auswirkungen von SEPA sind – in technischer und be-
triebswirtschaftlicher Hinsicht – komplex und sollten nicht 
unterschätzt werden. Bei weiteren Fragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. 

Steuerpflicht der 
innergemeinschaftlichen Lieferung 

Für die Inanspruchnahme des Vertrauensschutzes bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen muss der Lieferer in 
gutem Glauben handeln und alle Maßnahmen ergreifen, 
die vernünftigerweise verlangt werden können, um sicher-
zustellen, dass der von ihm getätigte Umsatz nicht zu sei-
ner Beteiligung an einer Steuerhinterziehung führt. Der 
Lieferer muss dabei alle Gesichtspunkte und tatsächlichen 
Umstände umfassend berücksichtigen. Seine zur Steuer-
pflicht führende Bösgläubigkeit kann sich auch aus Um-
ständen ergeben, die nicht mit den Beleg- und Buchanga-
ben zusammenhängen. 

Ein Kfz-Händler verkaufte zwei Pkw an eine in Luxemburg 
ansässige GmbH. Er ging davon aus, dass die Lieferung 
als innergemeinschaftliche Lieferung nach Luxemburg 
steuerfrei sei. Der Händler hatte die beiden Pkw im Internet 
zum Verkauf angeboten. Die Geschäftsanbahnung erfolgte 
über eine Person, die sich als Geschäftsführer der GmbH 
ausgab und nach den Angaben in ihrem Personalausweis 
im Inland ansässig war. Sämtliche Kommunikation erfolgte 
über ein Mobiltelefon und ein Telefaxgerät mit jeweils deut-
scher Vorwahl. Bei Vertragsschluss lag dem Händler ein 
Auszug aus dem Handels- und Gesellschaftsregister für die 
GmbH mit Hinweis auf die Person des Geschäftsführers 
vor. Das Bundesamt für Finanzen bestätigte dem Händler 
die Gültigkeit der für die GmbH erteilten Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. Bei Übergabe der Pkw versicherte 
der von der GmbH zur Abholung Beauftragte schriftlich, die 
beiden Pkw nach Luxemburg zu befördern. Der Beauftragte 
bezahlte bar. Der tatsächliche Verbleib der beiden Pkw ist 

nicht bekannt. 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs hätte der Händler 
mehr tun müssen, als nur die Gültigkeit der Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer zu überprüfen. Mehrere Umstände 
hätten ihn misstrauisch werden lassen müssen: Der Bar-
verkauf, die Abholung der Pkw durch einen Beauftragten, 
keine Kommunikation über den Geschäftssitz der luxem-
burgischen GmbH, sondern nur telefonisch oder per Fax 
unter deutscher Vorwahl. 

Es fehlte damit an „Nachforschungen bis zur Grenze der 
Zumutbarkeit“. 

Anwendung der 1 %-Regelung auch bei 
fehlender privater Nutzung 
Wird einem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein Fahrzeug 
unentgeltlich oder verbilligt zur privaten Nutzung zur Verfü-
gung gestellt, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu 
einem steuerpflichtigen Vorteil, wenn der Arbeitnehmer das 
Fahrzeug tatsächlich nicht privat nutzt. 

Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden und seine bishe-
rige Rechtsprechung korrigiert. Bisher wurde in derartigen 
Fällen die tatsächliche private Nutzung des Fahrzeugs 
vermutet. Der Steuerpflichtige konnte die Vermutung unter 
engen Voraussetzungen widerlegen. 

Diese Möglichkeit ist nun entfallen: 

Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwa-
gen auch privat nutzen zu dürfen, führt beim Arbeitnehmer 
zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist. 

Ob der Arbeitnehmer von der Möglichkeit der privaten Nut-
zung Gebrauch gemacht hat, ist dafür unerheblich, denn 
der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das Fahr-
zeug auch zu Privatfahrten nutzen zu dürfen, ist dem Ar-
beitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs 
zugeflossen. 

Der Vorteil ist entweder nach der Fahrtenbuchmethode 
oder nach der 1 %-Regelung zu bewerten, wenn kein ord-
nungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 

Hinweis: Im Bereich der Gewinneinkünfte wird ein Beweis 
des Gegenteils demgegenüber weiterhin möglich sein (z. B. 
wenn für private Fahrten andere Fahrzeuge zur Verfügung 
stehen). 

 

Alle Steuerzahler 
 

Mietvertrag zwischen nahen Angehörigen 
Angehörigen steht es frei, ihre Rechtsverhältnisse unterei-
nander so zu gestalten, dass sie steuerlich möglichst güns-
tig sind. Die steuerrechtliche Anerkennung des Vereinbar-
ten setzt voraus, dass die Verträge zivilrechtlich wirksam 
zustande gekommen sind, inhaltlich dem zwischen Frem-
den Üblichen entsprechen und so auch durchgeführt wer-
den. Maßgebend für die Beurteilung ist die Gesamtheit der 
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objektiven Gegebenheiten. Dabei kann einzelnen dieser 
Beweisanzeichen je nach Lage des Falles im Rahmen der 
Gesamtbetrachtung eine unterschiedliche Bedeutung zu-
kommen. Dementsprechend schließt nicht jede Abwei-
chung vom Üblichen notwendigerweise die steuerrechtliche 
Anerkennung des Vertragsverhältnisses aus. An den 
Nachweis, dass es sich um ein ernsthaftes Vertragsver-
hältnis handelt, sind umso strengere Anforderungen zu 
stellen, je mehr die Umstände auf eine private (Mit-) Veran-
lassung des Rechtsverhältnisses hindeuten. 

Eltern hatten mit ihrem Sohn einen Mietvertrag geschlos-
sen. Die Miete war betragsmäßig beziffert. Allerdings folgte 
dieser Mietpreisangabe der Zusatz „vorbehaltlich der Aner-
kennung durch das Finanzamt“. 

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied, dass ein Mietver-
trag zwischen nahen Angehörigen, in dem die vereinbarte 
Miethöhe unter dem Vorbehalt einer Anerkennung durch 
das Finanzamt steht, nicht dem unter Fremden Üblichen 
entspricht und deshalb steuerrechtlich nicht anerkannt 
werden kann. 

Die Rechtsausführungen des Finanzgerichts wurden durch 
den Bundesfinanzhof bestätigt. 

Reparaturkosten für Falschbetankung 
abzugsfähig? 
Reparaturkosten, die aufgrund einer Falschbetankung des 
Wagens auf dem Weg zur Arbeit verursacht wurden, sind 
neben der Entfernungspauschale als Werbungskosten 
abziehbar. Dies hat kürzlich das Finanzgericht Niedersach-
sen (FG) entschieden und sich damit gegen die bisherige 
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis gestellt. 

Streitfall: Der Kläger hatte auf dem Weg zur Arbeit aus 
Versehen Diesel statt Benzin getankt. Als der Motor kurz 
danach „unregelmäßig“ lief, bemerkte er das Unglück. Der 
Schaden wurde repariert, die Versicherung lehnte eine 
Erstattung der Reparaturkosten von rund 4.300 € wegen 
der Sorgfaltspflichtverletzung des Klägers ab. Das Finanz-
amt meinte, neben der Entfernungspauschale seien nur die 
Kosten eines Unfalls zum Werbungskostenabzug zuzulas-
sen. Und die Falschbetankung stelle keinen Unfall dar. 

Entscheidung: Die FG-Richter ließen dagegen einen Ab-
zug der Kosten zu: 

n Bei den strittigen Reparaturkosten handelt es sich um 
außergewöhnliche, nicht durch die Kilometerpausch-
beträge abgegoltene Aufwendungen. 

n Die Pauschbeträge gelten lediglich die normalen, vor-
aussehbaren Kosten des beruflich genutzten Pkw ab. 

n Nicht hierbei berücksichtigt sind Unfallkosten und 
sonstige Kosten, die außergewöhnlich sind und sich 
somit einer Pauschalierung entziehen. 

n Diese Auslegung entspricht dem in den Gesetzesma-
terialien ausreichend klar zum Ausdruck kommenden 
objektivierten Willen des Gesetzesgebers. 

Hinweis: Ob die Entscheidung Bestand haben wird, hängt 
nun vom Bundesfinanzhof ab. Hier ist das Verfahren unter 
dem Aktenzeichen VI R 29/13 anhängig 

Steuererklärung via ELSTER 
Zur Frage, in wieweit grobes Verschulden vorliegt, wenn 
bei Abgabe einer Einkommensteuererklärung mittels ELS-
TER steuermindernde Abzüge nicht geltend gemacht wer-
den, hat sich der Bundesfinanzhof in zwei Fällen geäußert. 

Es ging jeweils um die Änderung bestandskräftiger Ein-
kommensteuerbescheide, weil nicht erklärte Unterhaltsleis-
tungen an die Mütter von nichtehelichen Kindern nicht 
steuermindernd berücksichtigt wurden. Die Finanzämter 
hatten dies bereits abgelehnt, der Bundesfinanzhof hat sich 
dieser Auffassung angeschlossen. Das Gericht begründet 
seine Auffassung damit, dass die in der Erklärung aus-
drücklich gestellten Fragen zu beantworten sind. Auch bei 
der Verwendung elektronischer ELSTER-Formulare müs-
sen die elektronischen Erläuterungen, Hilfetexte und Hin-
weise beachtet werden. Es kommt alleine darauf an, ob 
diese Hinweise ausreichend verständlich und so eindeutig 
sind, dass der Steuerzahler sie verstehen kann. 

Hinweis: Die Urteile machen deutlich, dass es auf die Ein-
zelheiten des Vordrucks und des Erläuterungstextes an-
kommt. Derjenige, der seine Einkommensteuererklärung 
selbst fertigt, sollte in jedem Fall den Steuererklärungsvor-
druck und den Erläuterungstext vollständig durchlesen. 

 MIETRECHT 

Wirksamkeit einer 
Schönheitsreparaturklausel 
Eine formularmäßige Klausel in einem Wohnraummietver-
trag, die den Mieter verpflichtet, sich anteilig an den Kosten 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Mietverhältnisses noch 
nicht fälliger Schönheitsreparaturen zu beteiligen (soge-
nannte Quotenabgeltungsklausel), ist unwirksam, wenn sie 
zur Berechnung der vom Mieter zu tragenden Aufwendun-
gen folgende Regelung vorsieht: „Berechnungsgrundlage 
ist der Kostenvoranschlag eines vom Vermieter auszuwäh-
lenden Malerfachgeschäfts“. 

Hintergrund: Der Zweck einer Quotenabgeltungsklausel 
besteht darin, dem Vermieter, der von dem ausziehenden 
Mieter mangels Fälligkeit der Schönheitsreparaturen nach 
dem Fristenplan keine Endrenovierung verlangen kann, 
wenigstens einen prozentualen Anteil an Renovierungskos-
ten für den Abnutzungszeitraum seit den letzten Schön-
heitsreparaturen während der Mietzeit zu sichern. 
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 Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Die genannte Klausel geht allerdings zu weit: 

n Grundsätzlich benachteiligt eine Quotenabgeltungs-
klausel den Mieter nicht. Denn die Abwälzung tur-
nusmäßiger Schönheitsreparaturen während der 
Mietzeit stellt rechtlich und wirtschaftlich einen Teil 
der Gegenleistung des Mieters für die Gebrauchs-
überlassung dar, die er anderenfalls über eine höhere 
Bruttomiete im Voraus abgelten müsste. 

n Bei der inhaltlichen Gestaltung einer solchen Klausel 
ist jedoch auf den Mieter Rücksicht zu nehmen. Die-
sen Anforderungen wird die hier streitige Klausel nicht 
gerecht – sie ist mehrdeutig. Denn sie macht nicht 
deutlich, ob der Kostenvoranschlag nur eine unver-
bindliche Berechnungsgrundlage sein soll oder ob er 
bindende Wirkung mit der Folge haben soll, dass dem 
Mieter Einwendungen abgeschnitten sind. 

n Bei der Inhaltskontrolle mehrdeutiger AGBs ist von 
der kundenfeindlichsten (hier also der zweiten) Aus-
legung auszugehen. Dies führt zur Unwirksamkeit der 
Klausel, weil dann der Kostenvoranschlag für die 
Bemessung der Abgeltungsbeträge auch dann ver-
bindlich ist, wenn der vom Vermieter ausgewählte 
Fachbetrieb überhöhte Preise angesetzt hat. 

Hinweis: Bei der Gestaltung einer Quotenabgeltungsklau-
sel ist demnach darauf zu achten, dass der Mieter den 
Kostenvoranschlag uneingeschränkt bestreiten oder ihn 
jedenfalls überprüfen lassen kann, z. B. durch Einholung 
eines eigenen (günstigeren) Kostenvoranschlags. 

Folgen einer unwirksamen Befristung 
eines Mietvertrags 
Der Bundesgerichtshof hatte die Frage zu entscheiden, wie 
ein Mietvertrag auszulegen ist, der eine unwirksame Befris-
tung enthält. Mieter und Vermieter hatten bei Abschluss 
des Vertrags auf Verlangen des Mieters vereinbart, dass 
das Mietverhältnis für die Zeit von sieben Jahren geschlos-
sen wird, mit der Möglichkeit einer zweimal dreijährigen 
Verlängerungsoption. Der Vermieter kündigte vor Ablauf 
der Befristung das Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs und 
berief sich auf die Unwirksamkeit der vertraglichen Verein-
barung. 

Nach Auffassung des Gerichts war die zwischen den Par-
teien vereinbarte Befristung unwirksam, weil die gesetzli-
chen Voraussetzungen hierfür nicht vorlagen. Deshalb gilt 
der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die dadurch 
im Vertrag entstandene Lücke ist durch eine ergänzende 
Vertragsauslegung zu schließen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, was die Parteien möglicherweise vereinbart hätten, 
wenn ihnen die Unwirksamkeit der Vertragsbestimmung 
bekannt gewesen wäre. Da beide Seiten bei Vertrags-
schluss ein längerfristiges Mietverhältnis eingehen wollten, 
gilt der beiderseitige Kündigungsverzicht für die Dauer der 
unwirksamen Vereinbarung weiter. Die Kündigung des 
Vertrags wegen Eigenbedarf ist deshalb unwirksam. 

Diese Entscheidung steht im Widerspruch zur bisherigen 
Rechtsprechung. Danach war ein beiderseitiger formular-
mäßiger Kündigungsverzicht von mehr als vier Jahren 
wegen unangemessener Benachteiligung des Mieters in 
der Regel unwirksam. Durch die nunmehr eingeführte er-
gänzende Vertragsauslegung bei unwirksamen Zeitmietver-
tragsklauseln lässt sich faktisch ein deutlich längerer bei-
derseitiger Kündigungsschutz erreichen. 

 


